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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuss)

1. zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/7284 –

Entwurf eines Gesetzes zur Bestimmung der Schwankungsreserve in der
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

2. zu dem Antrag der Abgeordneten Karl-Josef Laumann, Horst Seehofer,
Brigitte Baumeister, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 14/7292 –

Keine systemwidrigen Eingriffe bei der Schwankungsreserve

A. Problem

Der Zielwert für die Schwankungsreserve der Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten beträgt derzeit eine Monatsausgabe zu eigenen Lasten der
Träger der Rentenversicherung. Unter Beibehaltung dieser Regelung wäre nach
der geltenden Rechtslage, infolge der verschlechterten wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, für das Jahr 2002 eine Anhebung des Beitragssatzes zur Ren-
tenversicherung um drei Zehntel Prozentpunkte erforderlich. Nach Ansicht der
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Gesetzentwurf auf Druck-
sache 14/7284) sollte dies im Hinblick auf die angespannte konjunkturelle
Lage vermieden werden. Nach Auffassung der Fraktion der CDU/CSU (Antrag
auf Drucksache 14/7292) hat sich die bestehende gesetzliche Verpflichtung der
Rentenversicherung, eine Schwankungsreserve in Höhe einer Monatsausgabe
bereitzuhalten, bewährt und dafür gesorgt, dass das Vertrauen in die Rentenver-
sicherung über Jahrzehnte aufrechterhalten werden konnte.

B. Lösung

Zu dem Gesetzentwurf auf Drucksache 14/7284

Absenkung des Zielwertes für die Höhe der Schwankungsreserve von einer
Monatsausgabe zu eigenen Lasten der Träger der Rentenversicherung der Ar-
beiter und der Angestellten auf 80 v. H. einer Monatsausgabe.
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Zu dem Antrag auf Drucksache 14/7292
Aufforderung an die Bundesregierung, die bestehende Mindestreservever-
pflichtung unberührt zu lassen und auf realistischen Zahlen basierende Vor-
schläge zu unterbreiten, wie der Rentenversicherungsbeitrag auch ohne Ände-
rung der Mindestreserveverpflichtung stabil gehalten werden kann.
Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/
CSU, FDP und der PDS die Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache
14/7284
Der Ausschuss empfiehlt ferner mit den Stimmen der Fraktionen SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU und der FDP die Ablehnung des Antrags auf Drucksache
14/7292

C. Alternativen
Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 14/7284 und/oder des Antrags
auf Drucksache 14/7292.

D. Kosten
Durch ein Absinken der Mindestschwankungsreserve um 20 v. H. einer Mo-
natsausgabe wird ein Anstieg des Beitragssatzes um drei Zehntel Prozent-
punkte verhindert. Der Bund wird durch diese Maßnahme im Jahr 2002 um
etwa 0,5 Mrd. Euro beim allgemeinen Bundeszuschuss sowie um rund 0,2 Mrd.
Euro bei den Beiträgen für Kindererziehungszeiten entlastet.
Durch die Verhinderung des Anstieges des Beitragssatzes wird ein Absinken
des verfügbaren Einkommens der Beschäftigten um 1,2 Mrd. Euro wie eine
entsprechende Erhöhung der Lohnzusatzkosten der Arbeitgeber vermieden.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

1. den Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 14/7284 – unverändert anzunehmen,

2. den Antrag der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 14/7292 – abzulehnen.

Berlin, den 27. November 2001

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung

Doris Barnett
Vorsitzende

Erika Lotz
Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Erika Lotz

I. Beratungsverlauf

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 199. Sitzung am
9. November 2001 den Gesetzentwurf auf Drucksache
14/7284 und den Antrag auf Drucksache 14/7292 in 1. Le-
sung beraten und dem Ausschuss für Arbeit und Sozialord-
nung zur federführenden Beratung und dem Ausschuss für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft zur Mit-
beratung überwiesen. In der 201. Sitzung am 15. November
2001 wurde der Gesetzentwurf auf Drucksache 14/7284
nachträglich auch dem Haushaltsausschuss gemäß § 96
GO-BT zur Mitberatung überwiesen.

Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft hat in seiner 80. Sitzung am 27. November
2001 mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU, FDP und bei Stimmenthaltung der Fraktion der
PDS beschlossen, die Annahme des Gesetzentwurfs auf
Drucksache 14/7284 zu empfehlen. In der gleichen Sitzung
hat der Ausschuss des Weiteren mit den Stimmen der Frak-
tionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen
die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP be-
schlossen, die Ablehnung des Antrags auf Drucksache
14/7292 zu empfehlen.

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialord-
nung hat in seiner 107. Sitzung am 14. November 2001 und
in der 109. Sitzung am 27. November 2001 die Vorlage be-
raten. Die Durchführung der öffentlichen Anhörung am
14. November 2001 wurde am 9. November 2001 in der
106. Sitzung beschlossen. Als Ergebnis hat der Ausschuss
in der 109. Sitzung mit den Stimmen der Fraktionen SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU, FDP und PDS beschlossen, die
Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 14/7284 zu
empfehlen. In der gleichen Sitzung hat der Ausschuss des
Weiteren mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP beschlossen, die Ablehnung
des Antrags auf Drucksache 14/7292 zu empfehlen.

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Zu dem Gesetzentwurf auf Drucksache 14/7284

Um im Jahr 2002 eine die Konjunktur belastende Anhebung
des Beitragssatzes zur Rentenversicherung zu vermeiden,
soll der Zielwert für die Höhe der zu eigenen Lasten der
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange-
stellten bestehenden Schwankungsreserve von einer Mo-
natsausgabe auf 80 v. H. einer Monatsausgabe abgesenkt
werden. Die Vermeidung eines Beitragssatzanstiegs um drei
Zehntel Prozentpunkte würde zu einer Entlastung des Bun-
des um 0,7 Mrd. Euro führen. Vermieden würde ferner das
Absinken des verfügbaren Einkommens der Beschäftigten
um ca. 1,2 Mrd. Euro sowie eine entsprechende Erhöhung
der Lohnzusatzkosten der Arbeitgeber.

Zu dem Antrag auf Drucksache 14/7292
Nach Auffassung der Antragsteller hat sich die bestehende
gesetzliche Verpflichtung der Rentenversicherung, eine
Schwankungsreserve in Höhe einer Monatsausgabe bereit-
zuhalten, bewährt und dafür gesorgt, dass das Vertrauen in
die Rentenversicherung über Jahrzehnte aufrechterhalten
werden konnte. Die in dem Gesetzentwurf auf Drucksache
14/7284 vorgesehene Änderung wird als systemwidriger
buchhalterischer Trick verurteilt, mit dem eine falsche Ren-
tenpolitik fortgeführt werden solle. Die Bundesregierung
wird aufgefordert, die bestehende Mindestreserveverpflich-
tung unberührt zu lassen und auf realistischen Zahlen basie-
rende Vorschläge zu unterbreiten, wie der Rentenversiche-
rungsbeitrag auch ohne Änderung der Mindestreservever-
pflichtung stabil gehalten werden könne.

III. Öffentliche Anhörung von Sachverständigen
Der Ausschuss hat am 14. November 2001 eine öffentliche
Anhörung durchgeführt. Zu der öffentlichen Anhörung, die
als 108. Sitzung stattfand, haben die Mehrzahl der An-
hörungsteilnehmer schriftliche Stellungnahmen abgegeben,
die zusammengefasst in der Ausschussdrucksache 1859
verteilt wurde.
Nachstehend werden die wesentlichen Aussagen der gela-
denen Sachverständigen dargestellt. Wegen weiterer Einzel-
heiten wird auf die erwähnte Ausschussdrucksache und das
Wortprotokoll der Anhörung verwiesen.
Nach Ansicht der Bundesvereinigung Deutscher Arbeit-
geberverbände (BDA) macht die aktuelle Finanzlage in
der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten
deutlich, dass die im „Altersvermögensergänzungsgesetz“
enthaltenen Maßnahmen zur Reform der gesetzlichen Ren-
tenversicherung unzureichend seien. Zum anderen komme
damit zum Ausdruck, dass die vom Bundesarbeitsministe-
rium zur Berechnung bzw. Vorausschätzung der künftigen
Beitragssatzentwicklung unterstellten Annahmen zur Wirt-
schafts- und Beschäftigungsentwicklung von Anfang an
viel zu optimistisch gewesen seien. In der aktuellen Situa-
tion sei eine vorübergehende Absenkung der Schwankungs-
reserve das geringere Übel. Die Forderung der Fraktion der
CDU/CSU, die Schwankungsreserve in der Rentenversiche-
rung unverändert bei 1,0 Monatsausgaben zu belassen, und
damit den Rentnern und Beitragszahlern die volle Wahrheit
über die Finanzlage bzw. Finanzmisere in der gesetzlichen
Krankenversicherung vor Augen zu führen, sei keine Alter-
native.
Für die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
(BfA) wäre bei der Beibehaltung der gesetzlich vorgeschrie-
benen Schwankungsreserve in Höhe einer Monatsausgabe
eine Anhebung des Beitragssatzes im Jahr 2002 um 0,3 Pro-
zentpunkte unumgänglich. Angesichts der derzeitigen kon-
junkturellen Lage erscheine dies problematisch. Eine
Abwägung zwischen der Beibehaltung der Schwankungsre-
serve in derzeitiger Höhe mit der damit verbundenen Anhe-
bung des Beitragssatzes und der Lohnnebenkosten in einer
konjunkturell problematischen Lage sowie einer vorrüber-
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gehenden Absenkung der Schwankungsreserve und damit
einer Stabilisierung des Beitragssatzes schlage derzeit zu-
gunsten der letztgenannten Alternative aus.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) kann der Sen-
kung der Schwankungsreserve nur zustimmen, wenn nach
sorgfältiger Risikoabschätzung davon ausgegangen werden
könne, dass die Liquidität der Rentenversicherung zu keiner
Zeit gefährdet sei. Aus Sicht des DGB dürfe bei der Festle-
gung der Zielgröße für die Schwankungsreserve nicht damit
spekuliert werden, dass mögliche Finanzierungslücken
durch die Liquiditätshilfe des Bundes geschlossen würden.
Eine notwendig werdende Liquiditätshilfe des Bundes
würde für die Rentenversicherung einen Vertrauensverlust
bedeuten. Bei der Festlegung der Zielgröße für die Schwan-
kungsreserve müsse auch berücksichtigt werden, dass etwa
6,5 bis 7 Mrd. DM faktisch nicht liquide seien und nicht für
die Rentenzahlungen zur Verfügung stünden. Ferner müsse
bedacht werden, dass eine wesentliche Funktion der
Schwankungsreserve darin bestehe, unterjährige Liquidi-
tätsschwankungen auszugleichen. Wie die bisherigen Erfah-
rungen zeigen würden, sei der Oktober der liquiditäts-
schwächste Monat. Selbst bei richtiger Festsetzung des
Beitragssatzes sinke die verfügbare Liquidität im Oktober
auf ca. 60 % einer Monatsausgabe.

Für den Sachverständigen Prof. Dr. Bomsdorf folgte der
Beitragssatz bisher der Schwankungsreserve, jetzt solle es
umgekehrt sein. Bei einer Absenkung der Reserve auf
0,8 Monatsausgaben besteht für ihn das Problem, dass die
heutigen Annahmen über die wirtschaftliche und die finan-
zielle Entwicklung noch zu günstig sein könnten und eine
Reserve von 0,8 Monatsausgaben nicht die Liquidität der
Rentenversicherung gewährleisten könnte. Eine Absenkung
auf unter 0,8 Monatsausgaben sei nicht vertretbar. Lang-
fristig werde im Sinne einer Verstetigung für eine Schwan-
kungsreserve von 0,8 bis 1,5 Monatsausgaben plädiert.

Für den Sachverständigen Prof. Dr. Rürup gilt es abzu-
wägen zwischen den Alternativen einer Beibehaltung einer
Schwankungsreserve der Rentenversicherung, die in der
derzeit gesetzlich anzustrebenden Höhe nicht erforderlich
sei, und einer Anhebung des Beitragsatzes und damit der
Lohnnebenkosten in einer konjunkturell problematischen
Lage. Vor diesem Hintergrund spreche alles dafür, den der-
zeitigen Beitragssatz zur Rentenversicherung beizubehal-
ten und die gesetzlich vorgeschriebene Höhe der Schwan-
kungsreserve der Rentenversicherung in dem vertretbaren
Umfang von 20 v. H. abzusenken.

Der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger
(VDR) betont, dass bei der Absenkung der Schwankungs-
reserve die Wirtschaftsannahmen, von denen die Bun-
desregierung bei der Festsetzung des Beitragssatzes aus-
gehe, durch die Realität bestätigt werden müssten. Für den
Bund steige bei größeren Fehleinschätzungen der Wirt-
schaftsentwicklung und bei größeren unterjährigen Schwan-
kungen im Finanzbedarf das Risiko, Liquiditätshilfen leis-
ten zu müssen. Deshalb könne es weder einen Verzicht auf
eine Schwankungsreserve überhaupt geben, noch einen Ver-
zicht auf eine ausreichende Mindesthöhe der Schwankungs-
reserve. Gerade die derzeitige Situation zeige, wie wichtig
es sei, über eine solche Reserve zu verfügen, die in einer
kritischen Phase der Wirtschaftsentwicklung für eine
Beitragssatzstabilisierung eingesetzt werden könne. Ziel

sollte es sein, die Mindestschwankungsreserve mittelfristig
wieder sukzessive an die volle Monatsausgabe heranzufüh-
ren.

IV. Ausschussberatungen
Die Mitglieder der Fraktion der SPD betonten, die Ab-
senkung der Schwankungsreserve sei notwendig, um die
Konjunktur in Deutschland zu stabilisieren. Eine Erhöhung
der Rentenversicherungsbeiträge um 0,3 % wäre Gift für die
Wirtschaft, die durch die Terroranschläge vom 11. Septem-
ber 2001 und die lahmende Konjunktur in Japan und den
Vereinigten Staaten sowieso schon unter Druck stehe. In der
Anhörung hätten alle Sachverständigen die Absenkung mit
den gleichen Argumenten wie die Koalitionsfraktionen un-
terstützt. Auch dies zeige, dass es zu dem Gesetzesvor-
schlag keine Alternative gäbe und die Aufforderung in dem
Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 14/7292,
nach anderen Möglichkeiten der Beitragssatzstabilisierung
zu suchen, nicht weiterführend sei.

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU waren eben-
falls der Ansicht, dass ein Anstieg der Rentenversicherungs-
beiträge für die konjunkturelle Entwicklung kontraproduk-
tiv wäre. Allerdings dürfe die Rentenpolitik nicht fahrlässig
sein und die Haushaltsgrundlage der Rentenversicherung im
Jahr 2002 gefährden. Die Rentenversicherung befinde sich
in einer Finanzkrise. Deshalb dürfe die Reserve allenfalls
kurzfristig abgesenkt werden. Darauf hätten in der Anhö-
rung ausdrücklich auch die Vertreter der Rentenversiche-
rungsträger hingewiesen. Außerdem seien die Annahmen
der Bundesregierung unter Zugrundelegen des jüngsten
Sachverständigengutachtens zu optimistisch. Zudem be-
stehe nach dem Gutachten des Sozialbeirats die Gefahr, dass
die Reserve Ende 2002 bei unter 80 % liege. Die Finanzsi-
tuation würde durch die vorgesehene Absenkung noch zu-
sätzlich verschlimmert werden, wenn der Beitragssatz er-
kennbar zu niedrig angesetzt werde. Deshalb lehne die
Fraktion den Gesetzentwurf ab. Die Regierung müsse viel-
mehr, wie in dem Antrag auf Drucksache 14/7292 gefordert,
auf realistischen Zahlen beruhende Vorschläge unterbreiten,
wie die Rentenversicherungsbeiträge auch ohne Änderung
der Mindestreserve stabil gehalten werden könnten.

Für die Mitglieder der Fraktion der FDP scheinen die
Koalitionsfraktionen dem Prinzip zu folgen, „was schert
mich mein Geschwätz von gestern.“ Noch in der vergange-
nen Legislaturperiode hätten die SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN massiv gegen jedes Unterschreiten der Mo-
natsmindestreserve protestiert und den bevorstehenden Zah-
lungsbankrott der gesetzlichen Rentenversicherung betont,
in der Regierung würden sie nun zu der Absenkung der
Mindestreserve greifen, um die Folgen ihrer verfehlten Ren-
tenpolitik zu kaschieren und den Beitragssatz im Wahljahr
stabil zu halten. Für die Fraktion der FDP sei die Ab-
senkung der Schwankungsreserve nicht notwendig. Es fehle
der Mut zu den vielmehr notwendigen weitergehenden Re-
formen und zur Akzeptanz der veränderten demographi-
schen Entwicklungen.

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN vertraten die Ansicht, zu der Stabilisierung der
Lohnnebenkosten gebe es keine Alternative. Nur so könne
das Ziel der Bundesregierung, mehr Beschäftigung zu
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schaffen, erreicht werden Es gebe keine ökonomische Not-
wendigkeit, eine Schwankungsreserve in Höhe einer Mo-
natsausgabe vorzuhalten. Auch zur Gewährleistung der Li-
quidität sei eine solche Reserve nicht erforderlich.
Die Mitglieder der Fraktion der PDS erklärten, die Ab-
senkung der Mindestreserve löse nicht die wirklichen Prob-
leme der Rentenversicherung. Diese seien die zu niedrigen

Beitragseinnahmen. Notwendig sei es, den Kreis der Versi-
cherten zu erweitern. Hier habe die Koalition bei ihrer Ren-
tenreform versagt. Eine befristete Absenkung der Schwan-
kungsreserve und damit Stabilisierung des Rentenbeitrages
sei überhaupt nur akzeptabel, wenn dieser Schritt eingebun-
den wäre in ein Programm zur Stabilisierung und Förderung
der Konjunktur in Deutschland.

Berlin, den 27. November 2001

Erika Lotz
Berichterstatterin
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